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Bericht der Bundesregierung über die Erfahrungen beim Voll- 
zug des Gesetzes zum Schutz gegen Baulärm vom 9. September 
1965 (Bundesgesetzbl. I S. 1214) und über den Stand der Technik 
in der Baulärmbekämpfung 


Auf Grund der Entschließung des Deutschen Bundestages vom 
23. Juni 1965 (Drucksache IV/3584) erstattet die Bundesregie- 
rung dem Innenausschuß und dem Wirtschaftsausschuß den 
zweiten Bericht über die Erfahrungen mit dem Gesetz zum 
Schutz gegen Baulärm vom 9. September 1965 und den Stand 
der Technik in der Baulärmbekämpfung. 

Der erste Baulärmbericht ist dem Deutschen Bundestag am 
23. Oktober 1968 (Drucksache V/3475) vorgelegt worden. In 
der Zwischenzeit ist das Interesse der Öffentlichkeit an Fragen 
des Umweltschutzes ganz erheblich gewachsen. Zahlreiche Bei- 
träge in Presse, Rundfunk und Fernsehen haben die Menschen 
umweltbewußter werden lassen. In unserem Lande, wie in 
allen industriell entwickelten Ländern, fordert die Bevölke- 
rung nachdrücklich, daß mehr als bisher für die Erhaltung 
einer menschenwürdigen Umwelt getan wird. 

Die Bundesregierung gibt der Abwehr der Umweltgefahren 
Vorrang in ihrem Programm innerer Reformen. Bereits in der 
Regierungserklärung vom 28. Oktober 1969 hat sie konkrete 
Maßnahmen zum Umweltschutz angekündigt. Sie hat in ihrem 
Sofortprogramm vom 17. September 1970 Lösungen zu ausge- 
wählten, besonders dringenden Problemen des Umweltschutzes 
in Angriff genommen. Auch vordringliche Maßnahmen der 
Lärmbekämpfung sind in diesem Programm vorgesehen; einer 
der sieben Punkte, die der Lärmbekämpfung gewidmet sind, 
betrifft den Baulärm. Zwar tritt der Baulärm in seiner Bedeu- 
tung hinter den Verkehrs- und Industrielärm zurück. Ange- 
sichts seiner zum Teil hohen Intensität und der Tatsache, daß 
er. kein Gebiet verschont, zählt er aber zu den besonders lästi- 
gen Lärmarten. 

Die Bundesregierung hat im vergangenen Jahr die ersten bei- 
den Allgemeinen Verwaltungsvorschriften zum Baulärmgesetz 
vom 23. Juni 1965 erlassen und durch Erteilung von For- 
schungsaufträgen mit der wissenschaftlichen Vorbereitung von 
drei weiteren Allgemeinen Verwaltungsvorschriften begonnen. 
Erfahrungen mit den ergangenen Allgemeinen Verwaltungs- 
vorschriften liegen noch nicht vor. Im übrigen wird eine um- 
fassende Würdigung der Wirksamkeit des Baulärmgesetzes 
erst möglich sein, wenn das Gesetz durch eine Reihe weiterer 
Allgemeiner Verwaltungsvorschriften ausreichend konkretisiert 
ist. 

Seit der Vorlage des ersten Baulärmberichts haben sich beim 
Vollzug des Baulärmgesetzes keine grundlegend neuen Erfah- 
rungen machen lassen. Auch der Stand der Technik hat sich 
in der Zwischenzeit nicht entscheidend verändert. 
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Der vorliegende Bericht beschränkt sich im wesentlichen dar- 
auf, einige Einzelbeobachtungen wiederzugeben. 


I. 

Die Bundesregierung hat mit Zustimmung des Bundesrates ge- 
mäß § 3 Abs, 2 des Baulärmgesetzes am 19. August 1970 die 
Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Schutz gegen Baulärm 
“ Geräuschimmissionen - erlassen (Beilage zum Bundesanzei- 
ger Nr. 160 vom 1. September 1970). In dieser Verwaltungs- 
vorschrift ist eine entscheidende Voraussetzung für das be- 
hördliche Einschreiten gegen den Betreiber einer Baumaschine 
konkretisiert worden, indem die Geräuschimmissionsgrenze 
festgelegt wurde, bei deren überschreiten Gefahren, erheb- 
liche Nachteile oder erhebliche Belästigungen der Allgemein- 
heit zu besorgen sind. Die Immissionsrichtwerte sind - in An- 
lehnung an die VDI-Richtlinie 2058 und die für genehmigungs- 
bedürftige gewerbliche Anlagen geltende Regelung ~ nach der 
Schutzbedürftigkeit des betroffenen Gebietes gestaffelt. Einem 
erhöhten Ruhebedürfnis während der Nachtzeit wird durch 
eine Verschärfung der Anforderungen Rechnung getragen. 

Als Nachtzeit in diesem Sinne gilt die Zeit zwischen 20 Uhr 
und 7 Uhr. In der Vorschrift wird beispielhaft eine Reihe von 
Maßnahmen aufgezeigt, die gegen den Betreiber einer Bau- 
maschine ergriffen werden können, wenn die Immissionsricht- 
werte überschritten werden. Die Vorschrift bestimmt ferner 
das Immissionsmeßverfahren und gibt in einem Anhang Hin- 
weise auf technische Möglichkeiten, den Baulärm zu mindern. 

Die Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Schutz gegen Bau- 
lärm - Emissionsmeßverfahren - wurde am 22. Dezember 1970 
{Bundesanzeiger Nr. 242 vom 30. Dezember 1970) erlassen. Die 
Vorschrift legt die Meßgröße und das Verfahren, nach dem 
die Geräuschemissionen von Baumaschinen zu ermitteln sind, 
bundeseinheitlidi fest. Sie ermöglicht es damit, die Geräusch- 
emissionen der auf dem Markt befindlichen Baumaschinen ver- 
bindlich festzustellen, und schafft so eine Voraussetzung für 
die Festsetzung der Emissionsrichtwerte. Diese Emissionswerte 
hinwiederum werden durch das vorgeschriebene Meßverfah- 
ren erst eindeutig bestimmt. Schließlich dient das festgelegte 
Meßverfahren der Kontrolle, ob im Einzelfall die Emissions- 
richtwerte eingehalten werden. 


IL 

Die Berichte der Landesregierungen über die Belästigung der 
Bevölkerung durch Baulärm in den vergangenen zwei Jahren 
ergeben kein einheitliches Bild. Insgesamt wird man davon 
ausgehen dürfen, daß diese Belästigung zumindest nicht weiter 
zugenommen hat. 

Die Landesregierungen, zu deren Zuständigkeit der Vollzug 
des Baulärmgesetzes gehört, bedauern allgemein, daß es bis- 
lang an konkretisierenden Vorschriften gemangelt hat. Nach 


3 



Drucksache VI/2066 


Deutscher Bundestag - 6. Wahlperiode 


ihrer Auffassung kann sich das Baulärmgesetz erst dann voll 
auswirken, wenn die vorgesehenen Allgemeinen Verwaltungs- 
vorschriften erlassen sind. Diese Auffassung wird von der 
Bundesregierung geteilt. 

Über den Einsatz lärmarmer Maschinen berichten die Landes- 
regierungen unterschiedlich: Während in einigen Ländern nur 
vereinzelt lärmgedämpfte Maschinen auf Bausteilen beobachtet 
werden, kommen in anderen Ländern, vor allem in städtischen 
Bereichen und bei Arbeiten von größeren Bauunternehmen be- 
reits in bemerkenswertem Umfange lärmarme Maschinen und 
Bauverfahren zur Anwendung. Hand in Hand mit dem wach- 
senden Interesse der Bauwirtschaft an leiseren Baumaschinen 
geht die Bereitschaft der Industrie, ihre Modelle konstruktiv 
entsprechend zu verbessern. 

Mit Einrichtungen des passiven Schallschutzes wie etwa Lärm- 
schirmen, Lärmschürzen und Lärmzelten wurden nicht überall 
gute Erfahrungen gemacht; sie wurden vom Personal verschie- 
dentlich immer noch als lästig empfunden, zumal sie offenbar 
in Einzelfällen den Anforderungen an Zweckmäßigkeit und 
Sicherheit nicht entsprochen haben. 

Die Verwendung von Fertigbeton und der Einsatz von Fertig- 
bauteilen, die einen immer breiteren Raum einnehmen, wirken 
sich insgesamt lärmmindernd aus. 

Gute Erfahrungen sind damit gemacht worden, daß in staat- 
lichen und kommunalen Bauausschreibungen lärmarme Maschi- 
nen verlangt wurden. Im übrigen hat es sich als richtig er- 
wiesen, bei Bauvorhaben, von denen eine erhebliche Lärmbe- 
lästigung zu erwarten ist, die betroffene Bevölkerung schon 
vor Beginn der Arbeiten über deren Notwendigkeit, Art und 
Dauer genau zu unterrichten und so um ihr Verständnis zu 
werben. 


III. 

Nach geltendem Recht kann die Einhaltung des Standes der 
Technik vom Betreiber einer Baumaschine nur verlangt werden, 
„soweit dies erforderlich ist, um die Allgemeinheit vor Ge- 
fahren, erheblichen Nachteilen oder erheblichen Belästigungen 
zu schützen"' (§ 2 des Baulärm gesetzes). Die Behörde muß das 
Vorliegen dieser Voraussetzung im Einzelfall feststellen, ehe 
sie an den Betreiber einer Baumaschine herantreten kann. 
Angesichts des raschen Wandels der Geräuschsituationen auf 
Baustellen und der Mobilität der Baumaschinen kann hierdurch 
die Wirksamkeit des Gesetzes beeinträchtigt sein. 

Das Baulärmgesetz enthält keine Ermächtigung zum Erlaß von 
Rechtsverordnungen; es sieht nur Allgemeine Verwaltungsvor- 
schriften vor. Ihrer Natur nach entfalten diese keine unmittel- 
bare Rechtswirkung gegenüber dem Betreiber einer Bau- 
maschine. 
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Es wird nach dem Inkrafttreten der ersten Allgemeinen Ver- 
waltungsvorschriften zum Schutz gegen Baulärm sorgfältig be- 
obachtet werden müssen, ob diese Regelungen in der Praxis 
den Anforderungen eines modernen und wirksamen Immis- 
sionsschutzes entsprechen. Die Bundesregierung wird sich hier- 
zu in ihrem nächsten Bericht abschließend äußern. 

IV. 

Die Bundesregierung wird - wie in ihrem Sofortprogramm vor- 
gesehen - im Jahre 1971 die Emissionsrichtwerte für Kompres- 
soren, Radlader und Betonmischer in Allgemeinen Verwal- 
tungsvorschriften festsetzen. Sie hat im Sommer 1970 ein wis- 
senschaftliches Institut beauftragt, die Emissionen der auf dem 
Markt befindlichen Baumaschinen der genannten drei Arten zu 
ermitteln. An den Kosten des Auftrags hat sich der Verein 
Deutscher Maschinenbauanstalten mit einem ansehnlichen Be- 
trag beteiligt. Die Bundesregierung wird die ab Februar 1971 
eingehenden Ermittlungsergebnisse unverzüglich für die Fest- 
setzung der Emissionsrichtwerte der jeweiligen Baumaschinen- 
art verwerten. Sie wird weitere Emissionsmeßaufträge erteilen 
und bemüht sein, möglichst bald die Emissionsrichtwerte für 
alle wichtigeren Baumaschinenarten festzusetzen. 

Die Daten der ermittelten Geräuschemissionen der einzelnen 
Baumaschinen werden der Öffentlichkeit zugänglich sein. Dies 
kann dazu beitragen, daß lärmarme Konstruktionen im Wett- 
bewerb auf dem Baumaschinenmarkt zunehmend an Bedeutung 
gewinnen. 

Da sich die Emissionsermittlungen auf einzelne Betriebsvor- 
gänge beziehen, machen sie deutlich, wo bei bestimmten Bau- 
maschinen Verbesserungen konstruktiv anzusetzen haben. Die 
Bundesregierung ist grundsätzlich bereit, gezielte Entwicklungs- 
aufträge zu erteilen, wo dies nach den Ermittlungsergebnissen 
geboten erscheint. 

Die Bundesregierung hat einem Hochschulinstitut im Herbst 
1970 den Auftrag erteilt, die Möglichkeiten zu untersuchen, 
den für die Geräuschminderung optimalen zeitlichen und ört- 
lichen Einsatz von Baumaschinen unter Berücksichtigung ihrer 
Emissionen vorauszuplanen. 

Die bisherigen Ergebnisse lassen erwarten, daß durch eine 
solche Planung eine erhebliche Verbesserung der Geräusch- 
situation an Baustellen erzielt werden kann. 

Nach Abschluß der Untersuchungen wird die Bundesregierung 
für eine Verbreitung der wissenschaftlichen Erkenntnisse in 
leicht faßlicher, auf die Praxis abgestellter Form Sorge tragen. 
Die Bundesregierung ist sich der Notwendigkeit einer engen 
Zusammenarbeit mit den Bundesländern bewußt. Sie wird die 
Länder frühzeitig von ihren Planungen unterrichten und ihre 
Maßnahmen mit denen der Bundesländer abstimmen. 
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